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TEIL B - TEXT 
 

ZUR SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 54.1 „SCHWARZER WEG 

WEST“ DER STADT PARCHIM IM ZUSAMMENHANG MIT DER 15. ÄNDERUNG DES 

FLÄCHENNUTZUNGSPLANES  

 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

1.1 GEWERBEGEBIETE 

(§ 8 BauNVO, § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO) 
 
1.1.1 Innerhalb des Gewerbegebietes sind nach § 8 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässig: 

- Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder 
Wärme aus solarer Strahlungsenergie, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche 
Betriebe, 

- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 
- Tankstellen. 

 
Unter Anwendung des § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO werden für das Gewerbegebiet 
folgende modifizierte Festsetzungen getroffen. 
 

1.1.2 Innerhalb des Gewerbegebietes sind gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 
BauNVO folgende Arten der allgemein zulässigen Gewerbebetriebe aller Art nicht 
zulässig: 
- Einzelhandelsbetriebe mit Verkaufsflächen für den Verkauf an Endverbraucher, 
- Hotels, 
- Werbeanlagen als eigenständige Hauptnutzung, 
- Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Windenergieanlagen. 

 
Innerhalb des Gewerbegebietes können gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO Gewerbebetriebe mit 
Verkaufsflächen für den Verkauf an Endverbraucher zugelassen werden, sofern sie nach 
Art und Umfang im unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit der 
Produktion, der Ver- und Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen der Betriebsstätten im Plangeltungsbereich stehen. Dabei darf die 
Verkaufsfläche der Verkaufsstätten einen Anteil von 30 % der Bruttogeschossfläche des 
jeweiligen Betriebes nicht überschreiten. Die Kappungsgrenze beträgt 1.200 m², sofern 
der Anteil von 30% der Bruttogeschossfläche mehr als 1.200 m² beträgt. 
 
Innerhalb des Gewerbegebietes sind Tankstellenshops bis max. 200 m² Verkaufsfläche 
ausnahmsweise zulässig, wenn sie als Verkaufsstätte im unmittelbaren räumlichen und 
betrieblichen Zusammenhang mit dem Tankstellenbetrieb stehen.  
 

1.1.3 Innerhalb des Gewerbegebietes sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO folgende Arten von 
Nutzungen unzulässig: 
- Anlagen für sportliche Zwecke gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauVNO. 
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1.1.4 Innerhalb des Gewerbegebietes sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO folgende 
ausnahmsweise zulässige Nutzungen unzulässig:  

 - Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke nach § 8 Abs. 3 
Nr. 2 BauNVO 

 - Vergnügungsstätten gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO. 
 

1.2 INDUSTRIEGEBIETE  

(§ 9 BauNVO, § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO) 
 
1.2.1 Innerhalb des Industriegebietes, bestehend aus den Teilgebieten GI 1 und GI 2, sind 

gemäß § 9 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässig: 
- Gewerbebetriebe aller Art, einschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder 

Wärme aus solarer Strahlungsenergie, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche 
Betriebe. 

 
 Unter Anwendung des § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO werden für das Industriegebiet 
folgende modifizierte Festsetzungen getroffen: 

 
1.2.2 Innerhalb des Industriegebietes können gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 

BauNVO Anlagen, die einen Betriebsbereich i.S.v. § 3 Abs. 5a BImSchG bilden oder Teil 
eines solchen Betriebsbereiches wären, ausnahmsweise zugelassen werden. 

 
1.2.3 Innerhalb der Industriegebiete sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO 

folgende Arten der allgemein zulässigen Gewerbebetriebe aller Art nicht zulässig: 
- Einzelhandelsbetriebe und sonstigen Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen für den 

Verkauf an letzte Endverbraucher, 
- Hotels, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
- Werbeanlagen als eigenständige Hauptnutzung, 
- Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Windenergieanlagen. 

 
Innerhalb des Industriegebietes können gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO Gewerbebetriebe mit 
Verkaufsflächen für den Verkauf an letzte Endverbraucher zugelassen werden, sofern sie 
nach Art und Umfang in unmittelbarem räumlichem und funktionalem Zusammenhang mit 
der Produktion, der Ver- und Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen der Betriebsstätten im Plangeltungsbereich stehen. Dabei darf die 
Verkaufsfläche der Verkaufsstätten einen Anteil von 30 % der Bruttogeschossfläche des 
jeweiligen Betriebes nicht überschreiten. Die Kappungsgrenze beträgt 1.200 qm 
Verkaufsfläche, sofern der Anteil von 30% der Bruttogeschossfläche mehr als 1.200 qm 
Verkaufsfläche beträgt. 
 

1.2.4 Innerhalb des Industriegebietes sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO die allgemein zulässigen 
Tankstellen nur ausnahmsweise zulässig. 

 
1.2.5 Innerhalb des Industriegebietes sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO die ausnahmsweise 

zulässigen Nutzungen nach § 9 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO, Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, nicht Bestandteil des Bebauungsplanes 
und ausgeschlossen. 
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2. MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16,18 BauNVO) 

 

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN 

(§ 18 Abs. 1 BauNVO, § 16 Abs. 6 BauNVO) 
 
2.1.1 Die maximale Gebäudehöhe (GH) wird in der Planzeichnung mit dem Bezug auf NHN im 

Höhenbezug DHHN 2016 festgesetzt.   

Die maximale Gebäudehöhe (GH) wird definiert als Oberkante Gebäude also dem 

Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut. Maßgebend ist die 

Dachaußenhautfläche des eingedeckten Daches. Bei Gebäuden mit Attika ist für die 

Gebäudehöhe (GH) die Oberkante der Attika maßgebend. 

 
2.1.2 Eine Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe in den Baugebieten durch 

technische Einrichtungen wie Aufzugsanlagen, Lüftungsanlagen und Schornsteine sowie 
für Anlagen, die zur Ausübung der gewerblichen Nutzung erforderlich sind (z. B. 
Kranbahnen, Hochregallager und Silos) ist auf einer Fläche, die 30 % der überbaubaren 
Grundstücksfläche nicht überschreiten darf, um bis zu 5,00 m zulässig. Die 
Überschreitung der festgesetzten Höhe baulicher Anlagen gilt nicht für Werbeanlagen. 

 

3. BAUWEISE UND BAUGRENZEN 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO, § 23 BauNVO) 
  

3.1 Es gilt die abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO. Als abweichende 
Bauweise (a) gilt die offene Bauweise mit der Maßgabe, dass Gebäudelängen von mehr 
als 50,00 m zulässig sind. 

 

4. GARAGEN, STELLPLÄTZE UND NEBENANLAGEN  

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 12 und 14 BauNVO, § 23 Abs. 5 BauNVO) 
 

4.1 In den Baugebieten sind Garagen, überdachte Stellplätze (Carports), offene Stellplätze 
sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen, die durch Baugrenzen bestimmt sind, zulässig. Ausnahmsweise sind 
Stellplätze zwischen straßenseitiger Baugrenze und der Straßenbegrenzungslinie 
zulässig. Werbeanlagen und Einfriedungen als Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 
Satz 1 BauNVO sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 

5. MIT GEH- FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

 
Innerhalb der im Rahmen des Planverfahrens noch gesondert mit Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten zu belastenden Flächen ist den Ver- und Entsorgungsträgern ein 
Leitungsrecht (L-Recht) in einer Breite von 3,00 m zu gewähren. 
 

(wird im weiteren Planverfahren ergänzt) 
 

6. BAULICHE UND SONSTIGE VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN 

UMWELTEINWIRKUNGEN DURCH GERÄUSCHE 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

 
(wird nach Vorlage des Schallgutachtens fortgeschrieben) 
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6.1 Passiver Schallschutz 
 Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen sind die 

Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109-1: 2018-011 so zu 
dimensionieren, dass die erforderlichen resultierenden bewerteten Schalldämm-Maße von 
Außenbauteilen erfüllt werden.  

 
Die Anforderungen an die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R’w,ges der 
Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen ergeben sich unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Raumarten nach folgender Gleichung  
 

R´w,ges = La - KRaumart 
mit  
R´w,ges  gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maß der Außenbauteile in dB 

 La maßgeblicher Außenlärmpegel nach DIN 4109-2: 2018-022 in dB(A) 
 KRaumart = 25 dB für Bettenräume in Krankenstationen und Sanatorien,  

KRaumart = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in 
Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches,   
KRaumart = 35 dB für Büroräume und Ähnliches.  
 
An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in 
den Räumen ausgeübten Tätigkeit nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenpegel 
leistet, werden keine Anforderungen gestellt.  
 
Ausnahmsweise kann von den Festsetzungen abgewichen werden, wenn im Rahmen 
eines Einzelnachweises aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen an 
den Schallschutz entstehen, als im Bebauungsplan angenommen.  
 

(wird nach Vorlage des Schallgutachtens fortgeschrieben) 
 
 

II. GRÜNFLÄCHEN; PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MAßNAHMEN 

UND FLÄCHEN FÜR MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 

ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25a und Nr. 25b BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1a 

BauGB und § 1a Abs. 3 BauGB) 
 

(wird nach Vorlage des Umweltberichtes, des Artenschutzfachbeitrages,  
des Entwässerungsgutachtens fortgeschrieben) 

 
 
 

                                                
1 Die der Planung zugrundeliegenden DIN-Vorschriften können in der Stadtverwaltung Parchim, Stadthaus, 

Blutstraße 5, Fachbereich Bau und Stadtentwicklung im Raum A 111, eingesehen werden. Hier insbesondere 
die DIN 4109-1: 2018-01 Schallschutz im Hochbau – Teil 1: Mindestanforderungen, 01/2018. Die DIN-
Normen können zudem kostenpflichtig bei der Beuth Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin, 
bezogen werden.  
2 Die der Planung zugrundeliegenden DIN-Vorschriften können in der Stadtverwaltung Parchim, Stadthaus, 

Blutstraße 5, Fachbereich Bau und Stadtentwicklung im Raum A 111, eingesehen werden. Hier insbesondere 
die DIN 4109-2:2018-01 Schallschutz im Hochbau – Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der 
Anforderungen, 01/2018. Die DIN-Normen können zudem kostenpflichtig bei der Beuth Verlag GmbH, 
Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin, bezogen werden.  
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1. GRÜNFLÄCHEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 

1.1 Die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Schutzgrün“ ist als Rasenansaat 
innerhalb der festgesetzten Grünflächen herzustellen. Baumpflanzungen sind gemäß 
Festsetzung 3.1 vorzunehmen. 
 

2. FLÄCHEN ODER MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 

ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

2.1 Maßnahme zur Oberflächengestaltung 
Zufahrten, Stellplätze und sonstige zu befestigende Grundstücksfreiflächen sind, sofern 
keine Gefährdung von Boden oder Grundwasser zu erwarten ist, in wasser- und 
luftdurchlässigem Gesamtaufbau herzustellen. Beispielhaft anzuführen sind diesbezüglich 
wassergebundene Decken, Pflasterungen aus Ökodränpflaster, Pflasterklinker auf 
wasserdurchlässigem Unterbau oder Rasenfugenpflaster. Die Wasser- und 
Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen, wie Betonunterbau, 
Fugenverguss oder Asphaltierung und Betonierung sind unzulässig. 
 

2.2 Dachbegrünung 
Die Dachflächen der Hauptgebäude, die eine Dachneigung bis maximal 15 Grad 
aufweisen, sind mit einer Sedum-Gras-Kräutermischung extensiv zu begrünen. Dies gilt 
nicht für technische Einrichtungen und Belichtungsflächen sowie für Dachflächen, die mit 
Solaranlagen in oder direkt auf der Dachfläche ausgestattet werden. Die Dachbegrünung 
ist zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Für die 
Begrünung wird auf die Pflanzempfehlung unter Punkt V.10 verwiesen. 
Sofern eine Dachbegrünung technisch nicht möglich ist oder die Dachneigung größer als 
15 Grad ist, ist eine Fassadenbegrünung gemäß 2.3 Fassadenbegrünung umzusetzen. 
 

2.3 Fassadenbegrünung 
In Plangebiet sind geschlossene Außenfassadenflächen eines Hauptgebäudes zu 
mindestens 50 v. H. mit standortgeeigneten Selbstklimmern oder Rank-/Kletterpflanzen zu 
begrünen. 
 

2.4 Maßnahme zum Schutz von Grundwasser und Boden 
 Unbeschichtete Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Metalldachflächen sind unzulässig. 
 

3. ANPFLANZUNGEN VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 

BEPFLANZUNGEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 

3.1 Auf den festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und 

innerhalb der Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Schutzpflanzung“ sind heimische 
und standortgerechte Gehölze zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Auf den 
festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern ist ein Pflanz- und 
Reihenabstand von 1,00 m – 1,25 m einzuhalten.  
 
Folgende Arten und Pflanzqualitäten sind zu verwenden: 
Bäume 1. Ordnung- Hochstamm, 3xv, Stammumfang 16-18 cm, 
Bäume 2. Ordnung- Heister, Höhe 175/200 cm, 
Sträucher – 125/150 cm. 
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Gehölzliste: 
Bäume 1. Ordnung Stiel-Eiche (Quercus robur), 
    Trauben-Eiche (Quercus petraea), 
    Rotbuche (Fagus sylvatica), 
    Blutbuche (Fagus sylvatica Purpurea), 
    Flatterulme (Ulmus laevis), 
    Bergulme (Ulmus glabra), 
    Sommerlinde (Tilia platyphyllos), 
    Winterlinde (Tilia cordata), 
    Elsbeere (Sorbus torminalis), 
    Esskastanie (Castanea sativa), 
    Speierling (Sorbus domestica), 
    Vogelkirsche (Prunus avium), 
 
Bäume 2. Ordnung Hainbuche (Carpinus betulus), 
    Gemeine Eberesche (Sorbus aucuparia), 
    Feld-Ahorn (Acer campestre), 
    Weiden (Salix ssp.), 
    Wildapfel (Malus sylvestris), 
    Wildbirne (Pyrus pyraster), 
    Weichselkirsche (Prunus mahaleb), 
 
Sträucher   Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), 
    Gemeine Haselnuss (Corylus avellana), 
    Weißdorn (Crataegus monogyna / laevigata), 
    Europäische Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), 
    Schlehdorn (Prunus spinosa), 
    Feuerdorn (Pyracantha), 
    Sanddorn (Hippophae rhamnoides), 
    Eibe (Taxus), 
    Ilex (Ilex aquifolium), 
    Wacholder (Juniperus). 

 
3.2 Begrünung der Grundstücksfreiflächen - Mindestens 10 % der Grundstücksflächen sind 

unversiegelt zu belassen und durch Anpflanzungen oder Ansaat zu begrünen, zu pflegen 
und dauerhaft zu erhalten. Für die Anpflanzungen sind standortheimische Bäume und 
Sträucher zu verwenden (ggf. noch angeben). Die nicht bepflanzten Grundstücksflächen 
sind als Wiesenflächen, durch Einsaat einer Wiesenmischung mit Regiosaatgut, 
anzulegen. Die Nutzung der zu begrünenden Grundstücksfreiflächen für die Rückhaltung 
bzw. Versickerung und Vorreinigung des anfallenden Oberflächenwassers ist zulässig. 
 

3.3 Die Anpflanzungen sind durch geeignete Maßnahmen vor Wildverbiss zu schützen. Nicht 
bepflanzte Flächen sind einmal jährlich zu mähen und die Anpflanzungen bedarfsweise zu 
wässern. Sträucher sind bei Ausfällen von mehr als 10 % zu ersetzen. Die 
Schutzeinrichtung ist bei Bedarf in Stand zu setzen und nach Ende der 
Entwicklungspflege wieder abzubauen. 
 Bei Ausfällen sind die Bäume artengleich zu ersetzen. Die Verankerung bei 
Einzelbaumpflanzungen ist bei Bedarf in Stand zu setzen und nach Ende der 
Entwicklungspflege wieder abzubauen. In den ersten 10 Standjahren sind zur 
Gewährleistung einer gleichmäßigen Kronenentwicklung 2-3 Erziehungsschnitte 
durchzuführen. Für die Anpflanzungen sind ausschließlich standortgerechte, heimische 
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Baumarten in Pflanzqualitäten von 3x verschult, Stammumfang mind. 16/18 cm zu 
verwenden. 
 

4. BINDUNGEN FÜR BEPFLANZUNGEN UND FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄUMEN 

UND STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN SOWIE VON GEWÄSSERN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 
 
Die mit Erhaltungsgebot festgesetzten Gehölze sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und 
bei Abgang artengleich und am selben Standort nachzupflanzen. Eine Abweichung des 
Standortes der Neuanpflanzung vom ursprünglichen Standort des abgängigen Baumes 
um bis zu 20,00 m ist nur zulässig, wenn der Mindestpflanzabstand von 10,00 m zwischen 
den Neuanpflanzungen ansonsten nicht eingehalten werden kann. 
 
 

III. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

 (§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 Abs. 1 und Abs. 3 LBauO M-V) 
 

1. ANFORDERUNGEN AN DIE ÄUßERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN 

(§ 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V) 

 

1.2 Dächer 
Solar- und Photovoltaikanlagen auf Dächern sind nur in oder direkt auf der Dachfläche 
zulässig. Ausnahmsweise sind aufgeständerte Solar- und Photovoltaikanlagen und nur in 
Verbindung mit einem Gründach zulässig. Es sind Solarmodule mit einer 
Antireflexionsbeschichtung zu verwenden. 
 

1.3 Werbeanlagen 
Werbeanlagen sind nur für im Plangebiet ansässige Betriebe und an der Stätte der 
Leistung zulässig.  
 
Werbeanlagen mit beweglicher Lichtwerbung wie Lauf-, Dreh-, Wechsel- und Blinklicht 
sowie akustische Werbeanlagen sind unzulässig. Selbstleuchtende und angestrahlte 
Werbeanlagen sind zulässig. 
 
Werbeanlagen oberhalb der Oberkante des Gebäudes (Überdachwerbung) sind 
unzulässig. 
 
Freistehende Werbeanlagen dürfen eine Höhe von 12,00 m über dem vorhandenen 
Gelände nicht überschreiten. Werbefahnen dürfen eine Höhe von 6,00 m über dem 
Gelände nicht überschreiten.  
 

2. ART, GESTALTUNG UND HÖHE DER EINFRIEDUNGEN  

(§ 86 Abs. 1 Nr. 4 LBauO M-V) 

 

Einfriedungen 
Einfriedungen zur öffentlichen Straße hin sind mit einer maximalen Höhe bis zu 2,00 m 
über der Fahrbahnoberkante zulässig. Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind 
in den Bereichen der Sichtfelder von Grundstückszufahrten nur bis zu einer Höhe von 
0,80 m zulässig. Alternativ kann auch hier über den Nachweis erforderlicher Sichtfelder 
die Zaunhöhe bis zu 2,00 m zugelassen werden. 
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3. GESTALTUNG DER UNBEBAUTEN FLÄCHEN DER BEBAUTEN GRUNDSTÜCKE  

(§ 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V)  
 
Die Bereiche zwischen der Straßenbegrenzungslinie der Straße Schwarzer Weg und der 
straßenseitigen Baugrenze auf der gesamten Breite des Grundstücks/ Länge des 
Grundstücks dürfen nicht als Arbeits- oder Lagerflächen befestigt und benutzt werden. 
 
 

IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

(§ 9 Abs. 6 BauGB) 

 
1. WALDABSTAND 

Für die Errichtung baulicher Anlagen innerhalb des gesetzlichen Waldabstandes (W) ist 
gemäß § 20 Abs. 2 Landeswaldgesetz (LWaldG) M-V eine forstrechtliche Genehmigung 
der zuständigen Forstbehörde einzuholen. 
Der durch die vorhandene Bebauung geprägte Waldabstand darf nicht unterschritten 
werden. 

 

2. BAU- UND BODENDENKMALE 
   

Im Plangeltungsbereich sind nach derzeitiger Kenntnis keine Bau- und Bodendenkmale 
bekannt. Es werden keine Bau- und Kunstdenkmale berührt. Bei Bauarbeiten können 
jedoch jederzeit archäologische Funde und Fundstellen entdeckt werden. 
 
Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zufällig neu entdeckt werden, gelten die 
Bestimmungen des § 11 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V). 
In diesem Fall ist die Untere Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Der 
Fund und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des 
Landesamtes in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der 
Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den 
Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der 
Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die Untere 
Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die 
sachgerechte Untersuchung und/ oder Bergung des Denkmals dies erfordert (§ 11 Abs. 3 
DSchG M-V). 

(wird im weiteren Planverfahren ergänzt) 
 
 

V. HINWEISE 
 
(Die Hinweise werden im weiteren Planverfahren und nach Vorlage des Umweltberichtes, 

des Artenschutzfachbeitrages und des Entwässerungsgutachten ergänzt) 
 

1. BODENSCHUTZ 

 
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundes–Bodenschutzgesetzes 
genannten Personen sind verpflichtet konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche 
Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, unverzüglich der unteren Bodenschutzbehörde 
mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder 
ähnlichen Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich für die Bauherren 
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und die von ihnen mit der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, 
Schadensgutachter, Sachverständige und Untersuchungsstellen.  
 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind die Grundstückseigentümer in 
Grundlage von § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land Mecklenburg – 
Vorpommern [Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) M-V] verpflichtet, den unteren 
Bodenschutzbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte hierüber Mitteilung zu 
machen.  
Sollte bei den Baumaßnahmen verunreinigter Boden oder Altablagerungen (Hausmüll, 
gewerbliche Abfälle, Bauschutt etc.) angetroffen werden, so sind diese Abfälle vom 
Abfallbesitzer bzw. vom Grundstückseigentümer einer ordnungsgemäßen Entsorgung 
zuzuführen. Diese Abfälle dürfen nicht zu einer erneuten Bodenverfüllung genutzt werden.  
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, 
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden 
werden. 
 

2. ABFALL- UND KREISLAUFWIRTSCHAFT  

 
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. 
Gerüche des Bodens auftreten, ist die zuständige untere Bodenschutzbehörde (Landrat 
des Landkreises Ludwigslust-Parchim) zu informieren. Der Grundstücksbesitzer ist als 
Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) zur ordnungsgemäßen 
Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Sie unterliegen damit gleichzeitig 
der Anzeigepflicht. 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den Baustellen 
und fertiggestellten Objekten eine (sach- und umweltgerechte Abfallentsorgung nach den 
gesetzlichen Bestimmungen) gemeinwohlverträgliche und geordnete Abfallentsorgung 
entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises Ludwigslust-Parchim erfolgen kann. 
 

3. MUNITIONSFUNDE 

 
Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die 
Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungsauskunft) für das Plangebiet sind 
gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale Aufgaben 
und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V, Graf-York-Str. 6, 19061 
Schwerin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Baubeginn empfohlen. 
Auf der Homepage www.brand-kats-mv.de ist unter „Munitionsbergungsdienst“ das 
Antragsformular sowie ein Merkblatt über die notwendigen Angaben zu finden. 
 

4. HINWEISE ZU VERSORGUNGSLEITUNGEN 

 
Versorgungsleitungen dürfen ohne Zustimmung des Eigentümers nicht überbaut oder 
umverlegt werden. Es sind die üblichen Schutz- und Sicherheitsabstände einzuhalten. 
Konkrete Angaben machen die Versorgungsträger auf Anfrage. Im Bereich von Ver- und 
Entsorgungsleitungen sind bei der Ausführungsplanung und Bauausführung die 
Vorschriften der Versorgungsträger zum Schutz der Leitungen und Kabel zu beachten. 
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5. ZEITRAUM FÜR DIE REALISIERUNG VON ANPFLANZGEBOTEN  

 
Die Pflanzmaßnahmen sind im Zuge der Erschließung durchzuführen und unmittelbar 
nach Fertigstellung der baulichen Anlagen abzuschließen. 

 

6. AUSGLEICHS- UND ERSATZMASSNAHMEN 
 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden für die zusätzlich zu überbauenden Flächen 
im weiteren Planverfahren ermittelt und festgelegt. Anforderungen an Ausgleichs- und 
Ersatzregelungen durch die Veränderung von Gehölzpflanzungen werden entsprechend 
vorbereitet (westlicher Plangeltungsbereich). 

 

7. ARTENSCHUTZRECHTLICHE BELANGE 
 
Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen 
 
Fledermäuse – Abnahme der Gehölze / Gebäudeabriss 
Um potenzielle Störungen oder gar die Tötung von Individuen zu vermeiden, ist der 
Abbruch von Gebäuden und Gebäudebestandteilen sowie die Fällung von Großbäumen 
im Zeitraum vom 1. Oktober bis zum letzten Tag im Februar zulässig. Ausnahmen 
außerhalb der dieser Zeit sind nur zulässig, sofern der gutachterliche Nachweis durch den 
Verursacher erbracht wird, dass die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 Abs. 
1 BNatSchG eingehalten werden. Im Falle des Auffindens von Fledermäusen sind 
Ersatzquartiere zu schaffen und die Tiere fachgerecht umzusetzen. Für die Umsetzung 
von Tieren sind Ausnahmegenehmigungen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich. 
 
Brutvögel – Abnahme der Gehölze / Gebäudeabriss / Baufeldberäumung/ Bautätigkeit 
Zum Schutz der einheimischen Brutvögel ist die Beseitigung von Gehölzen gemäß § 39 
Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur außerhalb der Brutzeit im Zeitraum vom 1. Oktober bis zum 
letzten Tag im Februar zulässig. Die Baufeldberäumung hat ebenfalls in diesem Zeitraum 
zu erfolgen. Ausnahmen außerhalb der dieser Zeit sind nur zulässig, sofern der 
gutachterliche Nachweis durch den Verursacher erbracht wird, dass die 
artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG eingehalten werden. 
Der Nachweis, dass keine geschützten Tierarten vorkommen bzw. erheblich beeinträchtigt 
werden, ist dann durch den Verursacher der zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn 
der Baumaßnahme vorzulegen. 
Bei Unterbrechungen der Bautätigkeiten während der Brutzeit (01.03. bis 30.09.), welche 
länger als 8 Tage anhalten, sind geeignete Vergrämungsmaßnahmen zu ergreifen, um 
eine Besiedlung der Flächen durch Bodenbrüter zu verhindern. 
Die ehemals von Gebäuden bestandene Fläche ist zur Vermeidung des Entstehens von 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen einmal jährlich im Zeitraum vom ab dem 1. 
September bis 1. Oktober zu mähen/ zu mulchen. 
 
Reptilien und Amphibien  
Um den Verbotstatbestand der Tötung gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG zu vermeiden, ist 
bei Erdarbeiten darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden bzw. die 
Gräben und Gruben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventuell 
hereingefallene Tiere (Amphibien, Reptilien usw.) aus den Gräben und Gruben zu 
entfernen sind. 



 

Planungsstand: Vorentwurf Juni 2024                11 

Insekten 
Zum Schutz für Insekten sind neu zu errichtende Beleuchtungen an Straßen und Wegen, 
Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen und Grundstücke sowie beleuchtete und 
lichtimitierende Werbeanlagen technisch und konstruktiv so anzubringen und mit 
Leuchtmitteln zu versehen und so zu betreiben, dass nachteilige Auswirkungen durch 
Lichtimmissionen ausgeschlossen werden können. Diese Anforderung gilt gleichermaßen 
zum Schutz von Tieren und Pflanzen. 
 

8. FLÄCHEN FÜR DIE OBERFLÄCHENWASSERABLEITUNG 
 

Das auf den privaten Grundstücksflächen anfallende Oberflächenwasser ist über die 
zulässige Einleitmenge hinaus entsprechend schadlos zur Versickerung zu bringen. Das 
Oberflächenwasser von den für die Ansiedlung vorgesehenen Grundstücksflächen ist 
grundstücksbezogen zu versickern. 

 
Innerhalb des Baugebietes sind ausreichend Flächen für die Rückhaltung bzw. 
Versickerung und Vorreinigung des anfallenden Oberflächenwassers vorzusehen und 
herzustellen. Flächenfestsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauNVO erfolgen nicht; der 
Spielraum für die Ansiedlung auf dem Grundstück soll nicht eingeschränkt werden. 
Voraussetzung für die Baugenehmigung ist der Nachweis der geordneten Ableitung des 
anfallenden Oberflächenwassers auf dem privaten Grundstück. Grundlage für die 
Bewertung im Zuge der einzelnen Baugenehmigungsverfahren sind die Vorgaben aus der 
technischen Planung zur Vorbereitung des Baugebietes.  

 

9. VERWENDUNG VON PFLANZ- UND SAATMATERIAL 
 
Hinsichtlich der Verwendung von Pflanz- und Saatmaterial wird auf den § 40 Abs. 1 
BNatSchG verwiesen. Nach § 40 Abs. 1 BNatSchG bedarf das Ausbringen von Pflanzen 
gebietsfremder Arten in der freien Natur der Genehmigung der zuständigen Behörde; für 
Mecklenburg-Vorpommern ist das das Landesamt für Umwelt und Naturschutz und 
Geologie. Sofern keine Genehmigung der zuständigen Behörde vorliegt, dürfen nur noch 
gebietseigene/ gebietsheimische Saatmischungen und gebietseigenes/ gebietsheimisches 
Pflanzenmaterial in der freien Natur ausgebracht werden. Dies ist durch entsprechende 
Zertifizierungen des Pflanzmaterials nachzuweisen. 
 

10. PFLANZEMPFEHLUNG - DACHBEGRÜNUNG 
 
Vorzugsweise sind für die Dachbegrünung folgende Arten zu verwenden: 
 
Sedum: 
Weißer Mauerpfeffer (Sedum album), Felsen-Fetthenne (Sedum reflexum), 
 
Kräuter: 
Rotblättrige Glockenblume (Campanula rotundifolia), Heide-Nelke (Dianthus deltoides), 
Gewöhnlicher Reiherschnabel (Erodium cicutarium), Zypressen-Wolfsmilch (Euphorbia 
cyparissias), Kleines Habichtskraut (Hieracium pilosella), Berg-Sandglöckchen (Jasione 
montana), Silber-Fingerkraut (Potentilla argentea), Gewöhnliche Braunelle (Prunella 
vulgaris), Knollen-Hahnenfuß (Ranunculus bulbosus), Gewöhnliches Leimkraut (Silene 
vulgaris), Arznei-Thymian (Thymus pulegioides), Kriechender Thymian (Thymus 
serpyllum), Schwarze Königskerze (Verbascum nigrum), 
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Gräser: 
Gewöhnliches Ruchgras (Anthoxanthum odoratum), Mittleres Zittergras (Briza media), 
Echter Schaf-Schwingel (Festuca ovina), Steppen-Lieschgras (Phleum phleoides): 

 

11. GEHÖLZSCHUTZMAßNAHME 
 
Bäume dürfen im Wurzelschutzbereich (Kronentraufe zzgl. 1,50 m) nicht geschädigt 
werden. Dies ist insbesondere bei Baumaßnahmen zu beachten. Bei Bauarbeiten sind die 
aktuellen gesetzlichen Bestimmungen zum Baumschutz auf Baustellen (DIN 18920 und 
RAS-LP 4)3 zu berücksichtigen. Befestigungen, Tiefbauarbeiten u. ä. im 
Wurzelschutzbereich der Bäume müssen grundsätzlich vermieden werden. Ausnahmen 
für geschützte Bäume gemäß NatSchAG M-V bedürfen der vorherigen Zustimmung der 
zuständigen Naturschutzbehörde (hier Landkreis Ludwigslust-Parchim). 

 

12. LUFTFAHRTBELANGE 
 
Das Ministerium für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung wird als Luftfahrtbehörde 
beteiligt. In der Regel sind Genehmigungen der Luftfahrtbehörde erforderlich, wenn 
Hindernisse (z.B. zeitweilige Hindernisse wie Baukräne) eine Höhe von 100 m über Grund 
überschreiten. Die Genehmigung wäre gemäß § 15 i.V.m. § 14 Abs. 1 LuftVG einzuholen. 
 
 

                                                
3 Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Richtlinie und DIN- Vorschrift) können in der 

Stadtverwaltung Parchim, Stadthaus, Blutstraße 5, Fachbereich Bau und Stadtentwicklung im Raum A 111, 
eingesehen werden. Hier insbesondere die DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von 
Bäumen, Pflanzen-beständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und die RAS-LP 4 „Richtlinien für 
die Anlage von Straßen Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und 
Tieren bei Baumaßnahmen“. Sie sind zudem kostenpflichtig bei der FGSV Verlag GmbH, Köln bzw. bei der 
Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen. 


